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GrüneTulln
D a s  G e m e i n d e m a g a z i n  d e r  G r ü n e n

“Worauf sollen wir denn verzichten?” - so ein ehemaliges Stadtoberhaupt  im Schwin-

del der vielen Großprojekte. Universität, Landesgartenschau, Nixen-Verkehrskreis, Kläranlage,

Unterführungen, Tiefgarage - es musste alles sein, und der Granit aus China. Und es geht

weiter: Kaum kann die Stadtgemeinde wieder Rechnungen begleichen, werden auch wieder

Projekte in Millionenhöhe beauftragt und Kredite aufgenommen. Das alles schränkt die Hand-

lungsfähigkeit unserer Kinder und Enkel ein. Sie werden mit unserer Hinterlassenschaft wenig

Freude haben: Schulden und eine neue Wäh-

rung - Tulln bezahlt mit Immobilien.

Damit der Finanzstadtrat die offenen Rech-

nungen begleichen kann, wird überlegt, Gemein-

dewohnungen zu verkaufen. Tulln hat eine Tief-

garage am Hauptplatz, aber die Gemeindewoh-

nungen am St. Pöltner Tor stehen zur Diskussion,

verkauft zu werden. Ein paar Jahre Donaubühne

könnten uns das Jugendzentrum im Wiedhof

kosten. Und für die Zuschüsse an IFA und Boku

gehen möglicherweise die Gemeindewohnun-

gen Bonvicinistraße an einen Immo-Makler.

Nicht die Tullner leben über ihre Verhält-

nisse - Tulln wird über seine Verhältnisse regiert. 

Die Großprojekt-Junkies

„Der Besondere Film“

27.10. Inglorious Bastards, 20 h
24.11. Vincent will Meer, 20 h
18.12. Petterson und Findus,

14.30 h
26.01. Das ganze Leben liegt 

vor dir, 20 h

Kinocenter Tulln, Eintritt 5 €
Wir freuen uns auf Ihr Kommen!
Filmbeschreibung auf Seite 7

Umweltstadträtin
im Interview
Tulln im Bild
Kreuzfahrt ins
Eismeer
Tulln verkauft
Familiensilber
HAK soll
Bundesschule
werden
„Der Besondere
Film“

Noch wird versucht zu beschwichtigen - aber Gemeindewohnungen sollen verkauft werden.
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Sie sind Stadträtin für Umwelt und
Frauen. Welche Aufgaben fallen in ihr
Ressort?
Marecsek: Nach Vorschlag des Bür-

germeisters fallen in mein Ressort:

Ökomanagement, Abfallbeseitigung,

Gelsenbekämpfung, Hundekot, Depo-

nien, Wasser- und Luftgüte, Klima-

bündnis, Naturschutz, Umweltbe-

ratung und Frauenfragen. Die Grünen

sehen jedoch Umwelt  viel weitläu-

figer. Dazu gehören u. a.  Baumschutz,

Verkehr, Gestaltung der öffentlichen

Räume und Straßenbau. Daher haben

die Grünen mit dem Bürgermeister

vereinbart, dass Maßnahmen in die-

sen Bereichen nur in Absprache mit

mir zu erfolgen haben. 

Zum Thema Baumschutz. Für Baum-
schutzmaßnahmen ist STR. Eichberger
von der SPÖ zuständig - warum denn
das?
Marecsek: Verkehr und öffentlicher

Grünraum war immer in einem Res-

sort, wobei der öffentliche Grünraum

stets dem PKW-Verkehr untergeord-

net wurde. Sehr gut kann man diese

Haltung daran erkennen, dass den

Bäumen auf der Straße kaum Platz zur

Verfügung steht (enge Baumschei-

ben). Diese Praxis hat natürlich Ein-

fluss auf die Lebensdauer der Bäume.

Selten erreichen sie ihr Lebensalter

und müssen vorher gefällt werden.

Die Grünen wollen hier eine Verände-

rung. Bäume haben nicht nur die

Funktion, den PKW-Verkehr zu leiten

(Geschwindigkeitsreduktion), sondern

sollen den BürgerInnen in der Stadt

gute Luft und Platz zum Verweilen

(Parks) bieten. Daher wollen wir in

Zukunft mehr Platz für Bäume.

Welche Schwerpunkte werden Sie für
das Jahr 2011 setzen?
Marecsek: Einen wichtigen Punkt

haben wir bereits angesprochen – 

die Baumschutzmaßnahmen. Darüber

hinaus möchte ich zweimal im Jahr mit

der Bevölkerung und einer ExpertIn

eine Baumbegehung durchführen.

Ein weiterer Schwerpunkt sind die

Fuß- und Radwege. Es gibt zwar Rad-

wege, die sind aber nicht durchgängig

und an den Anschlussstellen auch

gefährlich. Weiters wird es eine erste

Informationsveranstaltung für die

Bevölkerung zu dem Projekt Shared

Space - „Platz für alle“ geben.

Auch eine Veranstaltung mit den

„Tullner Frauen aus aller Welt“ ist

geplant.

Eine langjährige Forderung wird nun

Wirklichkeit. Es soll ein Kunstbeirat bei

Bedarf für die Gestaltung des öffent-

lichen Raumes wie z. B. Skulpturen,

Denkmäler, Stadtgestaltungen usw.

eingerichtet werden.

Es wird im Moment viel über das Spa-
ren geredet. Werden Sie alle Sparmaß-
nahmen mittragen?
Marecsek: Den Grünen ist  wichtig,

dass beim Ressourcenverbrauch

Strom, Wasser und Energie eingespart

wird z. B. den Betrieb der Kreisver-

kehrsbrunnen einzuschränken. Wir

Umweltstadträtin Liane Marecsek
im Interview

Liane Marecsek, Stadträtin für Umwelt und Frauen, beim Interview
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werden nicht alle Sparmaßnahmen

mittragen, da wir der Ansicht sind,

dass in der Vergangenheit viel Geld

für Prestigeprojekte ausgegeben

wurde. Die Grünen haben kontinuier-

lich über 10 Jahre hindurch darauf

hingewiesen, dass mit dem Geld sehr

verschwenderisch umgegangen wird.

Dass jetzt die Bevölkerung die Rech-

nung tragen soll, lehnen wir ab.

Wie schaut es mit den geplanten Ge-
bührenerhöhungen aus?
Marecsek: Eine Reihe von Gebühren-

erhöhungen, wie Friedhofsgebühren,

Kanal- und Wassergebühren sind

geplant. Diese werden wir nicht mit-

tragen.

Im Übrigen- wie wird sich das Radwe-
genetz in Tulln entwickeln?
Marecsek: Die Grünen wollen durch-

gängige und lückenlose Fuß- und

Radverbindungen. Dazu soll ein Fuß-

und Radwegeverkehrskonzept erstellt

werden.

Was soll sich da konkret ändern?
Marecsek: Bei der Errichtung oder

Sanierung der Straßen müssen Fuß-

gänger und Radfahrer zuerst berück-

sichtigt werden. Weiters sollen mehr

Fahrradabstellplätze und verpflichtend

oberirdische Fahrradabstellplätze bei

Neubauten errichtet werden.

Es wird beabsichtigt die Gemeinde-
wohnungen zu verkaufen. Ist das für die
Grünen eine richtige Maßnahme?
Marecsek: Wenn Gemeindesilber ver-

kauft wird, ist das eine Bankrotterklä-

rung. Gemeindewohnungen haben den

Sinn, auch einkommensschwachen

Familien leistbaren Wohnraum zur Ver-

fügung zu stellen.

Das ist eine primäre

gesellschaftspoliti-

sche Aufgabe der

Gemeinden. Diese

Menschen werden

sonst in die Ob-

dachlosigkeit und

ins soziale Out ge-

drängt. Dass im

Laufe der Zeit die

Mieter sich finanziell

wieder erholen und

sich andere Woh-

nungen leisten kön-

nen, stimmt. Dem

sollte jedoch anders

begegnet werden.

Die Gemeinde könn-

te ja zum Beispiel

nach Einkommen

gestaffelt die Miet-

höhe festsetzen.

Danke für das Inter-
view.

Ein neuer – 
etwas anderer Ton

In den letzten Jahren haben die

Grünen im Gemeinderat kaum

Informationen erhalten. Auch der

Zugang zu den verschiedensten

Gremien wurde verwehrt. Die

Rathauspolitik war eine Politik der

Ausgrenzung. Seit der letzten

Gemeinderatswahl hat sich eini-

ges geändert - der Bürgermeister

hat allen Parteien die Zusammen-

arbeit angeboten. Um die Grünen

Positionen im Sinne unserer Wäh-

lerInnen effektiver vertreten zu

können, haben die Grünen das

Angebot angenommen. Informa-

tionen sind nun leicht zugänglich

und alle Gremien stehen uns

offen. Für die Grünen bedeutet die

ausgestreckte Hand nicht, dass

man vom anderen vereinnahmt

wird, sondern dass sie zu mehr

Demokratie führt. Es wird immer

unterschiedliche Positionen zwi-

schen den Fraktionen geben,

jedoch die Voraussetzung zur

Meinungsbildung sollte für alle

gleich sein. Das ist gelebte Demo-

kratie.

Liane Marecsek

Liane Marecsek fährt in Tulln oft mit dem Rad
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Lagerhausgelände: Angeblich baut seit Monaten ein
Investor auf dem ehemaligen Lagerhausgelände. Außer
den halb abgerissenen Gebäuden ist noch nicht sehr
viel passiert. Viele TullnerInnen befürchten, dass das
Lagerhausgelände zum Spekulationsobjekt wie das
Frankareal wird.

Bahnhofstraße: Knapp vor dem Bahnhof müssen Rad-
fahrer, die vom Stadtzentrum kommen, absteigen. Eine
Einbahn versperrt die Weiterfahrt.

Gemeindewohnung: Am liebsten wollten die Gemein-
deräte  der ÖVP und TOP ihre Absichten vertuschen.
Aber die Grünen brachten die wahren Absichten zu
Tage. Es werden Immobilien zur Rückzahlung von
Darlehen verkauft. Das soziale Gewissen hat ÖVP und
TOP verlassen.

Kinderspielplatz: Die Grünen Tulln machen es möglich.
Einer der schönsten Kinderspielplätze wird für Schulen
und Kindergärten kostenlos geöffnet.

Zantallee: Nach mehrmaligen Erinnerungen wird die
Zantallee von der ÖBB neu errichtet. Eine Allee wie sie
früher war, wird sie nicht mehr. Aber für die Bäume wird
es mehr Platz geben.

Hauptplatz: Hier sollte für Radfahrer Linksabbiegen
erlaubt sein. 
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Kreuzfahrt 
ins Eismeer

Unser Kapitän hat uns eine Kreuz-

fahrt angekündigt, tatsächlich sind

wir auf Expedition, und es geht

weiter nordwärts. An Warnungen

hat es nicht gefehlt: Was tun bei

Kälte, Eisbergen, Gewitter? Aber

die Laune während Captain’s Din-

ner war so ausgelassen, wer wollte

da an den Tag danach denken.

Die Planung so einer Fahrt ist eben

mehr als die Erwartung ewigen

Schönwetters, und ein Gemeinde-

budget ist mehr als Erwartung ste-

tiger Zuwächse und niedriger

Kreditzinsen. Die Zuwächse kehren

sich bereits ins Gegenteil, die nie-

drigen Zinsen halten noch - aber

wie lange? Der derzeitige Zinsen-

dienst von einer knappen Million

Euro kann sich verdreifachen,

wenn sich das Zinsniveau dem

langjährigen Mittelwert annähert.  

Aber wie argumentiert der Opti-

mist? - “Ich gehe einmal davon

aus, dass es nicht so schlimm wird,

und außerdem haben wir Werte

für zukünftige Generationen ge-

schaffen.” Wollen wir hoffen, dass

unser Kapitän diese Werte nicht

über Bord werfen muss um das

Schiff überhaupt über Wasser

halten zu können.

Gustav Rödl 

Gustav.Roedl (at) gmx.at

Tulln ist fast pleite – die Tullner werden kräftig zur Kasse gebeten.

Womit sich Tulln die
Zahlungsfähigkeit erkauft
In der Gemeinderatssitzung vom 8. September 2010 wurde die
Aufnahme von etlichen Bankkrediten beschlossen. Der größte
davon geht über 9,9 Mio. Euro und trägt den Titel „Grundstücks-
transaktionen“. Damit werden aber keine Grundstücke angekauft,
ganz im Gegenteil: Es werden Immobilien zur Rückzahlung verkauft.
Außer Wasserwerk und Minoritenkloster steht alles zur Disposition.

„Tulln ist nicht pleite. Pleite ist

man erst, wenn es nichts mehr zu

verkaufen gibt", wie ein Vertreter der

Stadtregierung beschwichtigt. Be-

kannterweise hat Tulln ein Kassapro-

blem, wie die Zahlungsschwierig-

keiten umschrieben werden. Wie wird

das gelöst? - Durch Aufnahme eines

rekordverdächtigen Kredits über 9,9

Millionen Euro. Den kann sich Tulln

nur durch die aggressive Vermark-

tung von  Betriebsgelände, mit dem

Verkauf des Stadtsaals und dem even-

tuellen Verkauf von Gemeindewoh-

nungen leisten. Tulln muss Familien-

silber verkaufen, damit die Stromrech-

nung bezahlt werden kann.

Bei Kreditaufnahmen 
wird gehudelt

Im September wurde Tullns Schul-

denstand um ein Viertel erhöht: Ins-

gesamt wurden Kredite über 11,5

Millionen Euro aufgenommen. Die

Anbotsbewertung wurde ausgelagert,

alle Kredite werden bei der gleichen

Bank aufgenommen. Nachverhand-

lungen waren gar nicht vorgesehen.

Der Zeitdruck war so groß, da offenen

Rechnungen bezahlt werden mussten.

So zahlt Tulln nun einen Basis-

zinssatz mit einem Aufschlag von

0,77 %, statt bisher 0,2 % und darunter. 

Da muss man fragen: Wie klug

war es, eine derart hohe Kreditsumme

in vier Wochen durchzuboxen? Das

hat dazu geführt, dass wegen des

selbst auferlegten Zeitdrucks keine

Zeit für Nachverhandlungen blieb.

Ohne viel Aufwand hätten wir uns

85.000 Euro ersparen können - und

das nur bei einem Kredit. Oder ist

Tullns Kreditwürdigkeit auf ein Niveau

gesunken, wo Verhandlungen keinen

Erfolg mehr versprechen?



GRÜNE THEMEN / BUNDESSCHULE HAK-HAS

Seite 6 

Johannes Scholz

Postenschacher
trotz Budgetkrise
In Zeiten des Sparens werden im

Tullner Gemeinderat Posten ver-

schachert, die bei gutem Willen

locker eingespart werden könnten.

Beispiele gibt es genug. Tulln ist

eine der ganz wenigen Städte, die

sich insgesamt 3 Vizebürgermeister

leistet. Eine VizebürgermeisterIn

würde - wie in den meisten Ge-

meinden - vollkommen ausreichen.

Genauso könnte Tulln locker einen

Ortsvorsteher einsparen. Die Katas-

tralgemeinde Trübensee ist durch

einen Bewohner im Gemeinderat

vertreten, der diese Aufgaben über-

nehmen könnte. Nur, er ist nicht

von der ÖVP und somit braucht

man, damit der Parteiproporz wie-

der hergestellt ist, einen schwarzen

Ortsvorsteher. Ein weiteres Beispiel

ist der Umweltgemeinderat. Jahr-

zehntelang hat die Aufgaben des

Umweltgemeinderates der Umwelt-

stadtrat übernommen. Seit aber der

Umweltstadtrat Grün besetzt ist,

hat die ÖVP darauf gedrängt den

Umweltgemeinderat Schwarz zu

besetzen. Würde die ÖVP echten

Sparwillen zeigen, könnte sie locker

4 Posten einsparen und somit tau-

sende Euro. Das will sie aber nicht

- denn sparen sollen Andere.

HAK- HAS Tulln soll
Bundesschule werden
Die Grünen setzen sich dafür ein, dass die HAK- HAS Tulln eine
Bundesschule werden soll. Im Moment wird die HAK- HAS Tulln von
der Gemeinde Tulln erhalten und deswegen zahlen die Eltern für ihre
Kinder ein Schulgeld, das höher ist als die ehemaligen Studienge-
bühren für Universitäten.

„Die Kosten für die Ausbildung

sollen für alle Tullner Jugendlichen

gleich sein“, meint  Stadträtin Liane

Marecsek und hat sich deshalb mit

der Grünen Nationalratsabgeordne-

ten Tanja  Windbüchler-Souschill in

Verbindung gesetzt. „Zwar deckt im

Moment das Schulgeld die Ausgaben

der Stadtgemeinde Tulln für die Erhal-

tung der Schule, aber langfristig wird

der Druck auf das Tullner Stadtbudget

steigen“, befürchtet Stadträtin Liane

Marecsek. Gemeinsam mit National-

ratsabgeordneten Tanja Windbüchler-

Souschill versuchen die Grünen durch

parlamentarische Anfragen den Druck

auf Unterrichtsministerin Dr. Claudia

Schmidt zu verstärken  damit  die

HAK-HAS Tulln eine Bundesschule

wird. „Ich hoffe, dass die anderen

Fraktionen in der Gemeinde diese

Initiative der Grünen auch unter-

stützen und bei ihren Kollegen im

Nationalrat um Unterstützung  für die

HAK-HAS Tulln werben“,  meint Stadt-

rätin Liane Marecsek und fügt noch

hinzu. „Wäre die HAK-HAS Tulln eine

Bundesschule so könnten sich die

Tullner Familien über 800 Euro Schul-

geld  im Jahr ersparen.“

HAK-HAS Tulln soll Bundesschule werden
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Um die Prioritäten der ÖVP in

Zahlen zu veranschaulichen, hier ein

Zahlenvergleich aus dem aktuellen

Landesbudget:  

� 2010 sind insgesamt 473.120.000

EURO für Bundes-, Landes- und

Gemeindestraßen budgetiert. 

� 870 Millionen Euro für Umfahrungs-

straßen. 

� 17 Millionen hat die ÖVP für Schie-

nenverkehr geplant.

Grüne fordern Öffi-Konzept,
das diesen Namen auch
verdient!

Trotzdem spricht LR Heuras –

mittlerweile als „Zusperr-Hansl“ in

aller Munde – ungeniert von einer NÖ

Öffi-Offensive. 

Diese Öffi-Offensive besteht aus

der medialen Vermarktung von

Park&Ride Eröffnungen, dem Be-

schimpfen der SPÖ-ÖBB via Medien

und dem Planen von „Buskonzepten“. 

Hier sei betont: Gegenseitige

Beschimpfungen nutzen den Pendle-

rInnen gar nichts und Busse können

Züge nicht ersetzen – schon gar keine

Güterzüge. 

Heuras’ Busflotte besteht aus

alten, weder behinderten- noch kin-

derwagenfreundlichen Bussen. Wie

sich im Waldviertel zeigt, werden

nicht alle Bahnhöfe angefahren, am

Wochenende fahren kaum/keine

Busse und die ÖBB-Vorteilscard ist in

den Landesbussen nicht gültig. 

Vom Buskonzept profitiert also nur

die ÖVP, weil sie Kosten spart, und das

Busunternehmen, das den Auftrag

vom Land erhielt. Vorteile für die Bür-

gerInnen/PendlerInnen Niederöster-

reichs sind nicht gegeben – das zeigt

die geringe Auslastung der Busse z. B.

im Waldviertel mit max. 3 Fahrgästen

pro Fahrt (Anmerkung: Um Züge ein-

zustellen, argumentiert man von allen

Seiten immer mit der geringen Auslas-

tung und der damit verbundenen

Unwirtschaftlichkeit!).

Wir Grüne werden daher weiterhin

jede Möglichkeit wahrnehmen, um

PendlerInnen mit Aktionen, Flugblät-

tern und via Medien bei ihren Forde-

rungen zu unterstützen. Wir werden

auch weiterhin aufzeigen, dass Pend-

lerInnen von der Landes-ÖVP bewusst

belogen wurden und werden. Wir

Grüne treten für ein echtes umsetz-

bares Öffi-Konzept ein, das diesen

Namen auch verdient. 

Denn im Mai 2010 hat das Bahn-

sterben in Niederösterreich begon-

nen. Die ÖVP legt über 20 Nebenbah-

nen still, und spart außerdem allein im

Jahr 2010 über 660.000 Zugkilometer

– also Pendlerstrecken – ein. 

Die Leidtragenden sind aus-

schließlich die PendlerInnen. 

Wenn der zuständige Landesrat

für Verkehr in NÖ, Johann Heuras,

sich entsetzt gibt ob der Zugstrei-

chungen durch die ÖBB, ist das reine

Show. 

Die ÖVP heuchelt den BürgerIn-

nen schon seit Monaten vor, dass nur

die ÖBB alleine Schuld am Schienen-

desaster in NÖ sei.

Das stimmt nicht:

ÖVP lügt: Bahnsterben in
Niederösterreich wurde von
ÖVP und ÖBB abgemacht!

Die Wurzel allen Übels ist die im

Jänner – kurz vor den Gemeinderats-

wahlen im März 2010 – gefeierte

„Grundsatzvereinbarung“ des Landes,

des Bundes und der ÖBB. Damit wurde

der Grundstein für die Stilllegungen

von Nebenbahnen und den Wegfall

von vielen Zugsverbindungen gelegt.

Wir Grüne haben dies aufgezeigt. Mitt-

lerweile sind auch die „geheimen“

Nebenabsprachen zwischen Land und

ÖBB öffentlich geworden. Die soge-

nannten „Sideletter“ beweisen es: Die

ÖVP hat das Bahnsterben mit der ÖBB

LAbg. Amrita Enzinger, Ver-
kehrssprecherin der NÖ Grünen

Grundsatzvereinbarung 
und Nebenabsprachen der ÖVP 

„ÖVP zerstört Schienennetz
Niederösterreichs!“
Jugendliche, Arbeiter, Angestellte und SeniorInnen, aber auch Niederösterreiche-
rInnen die gar nicht mit dem Auto fahren wollen, werden durch die Verkehrspolitik der
ÖVP gezwungen, mit dem Auto zu fahren.  


